
Deutschland

 

F A L L  H O F E R

„Fischer schaut zu“
Ex-Außenminister Klaus Kinkel
(FDP), 62, über das deutsch-
iranische Verhältnis und den 
Fall Hofer

SPIEGEL: Das Todesurteil der ira-
nischen Justiz im Fall Hofer ist
schon im Februar diesen Jahres
aufgehoben worden. Warum sitzt er im-
mer noch in Haft?
Kinkel: Herr Hofer ist leider zum innen-
politischen Spielball in Teheran gewor-
den. Was da geschieht, ist ein tolles
Stück. Die Fundamentalisten versuchen,
die vom liberalen Staatspräsidenten Kha-
tami geplante Verbesserung der deutsch-
iranischen Beziehungen zu verhindern.
Jetzt wird er mit dem unbestimmten
Vorwurf „Widerstand gegen die Staats-
gewalt“ festgehalten. Hofer wird außer-
dem als Geisel missbraucht, um im Aus-
tausch die Mykonos-Attentäter frei zu
bekommen. Ein solches Geschäft kommt
nicht in Frage. Wir sind ein Rechtsstaat.
SPIEGEL: Was kann Berlin unternehmen,
um Hofer frei zu bekommen?

Kinkel
d e r  s p i e g e l

Inhaftierter Hofer im Oktober in Teheran
Kinkel: Hier wird ein Mensch 
systematisch kaputtgemacht.
Und der deutsche Außenminis-
ter Joschka Fischer sitzt in der
ersten Reihe und schaut zu. Es
muss endlich Schluss sein mit
der Leisetreterei, sie hat nichts
gebracht. Hofer muss an Weih-
nachten zu Hause sein.
SPIEGEL: Sie selber haben als
Außenminister auch immer auf
Geheimdiplomatie gesetzt, um

in Sachen Menschenrechte etwas zu er-
reichen.
Kinkel: Richtig. Im Fall Hofer war Zu-
rückhaltung eine Zeit lang angebracht.
Jetzt reicht’s aber. Das Maß ist voll. Im
Übrigen hat Herr Fischer als grüner 
Oppositionspolitiker diese Menschen-
rechtspolitik der Regierung Kohl/Kinkel
immer großspurig angegriffen. Daran
muss er sich messen lassen. Jetzt verlas-
sen sich die Verantwortlichen in Teheran
auf die grenzenlose Stillhaltefähigkeit
des vermeintlichen Menschenrechts-
apostels Fischer.
SPIEGEL: Was sollte er denn machen?
Kinkel: Er sollte seine Fürsorgepflicht
für einen deutschen Staatsbürger end-
lich wahrnehmen und die Hilfe der eu-

ropäischen Partner und all
der mit uns befreundeten
Länder erbitten, die in
Iran Einfluss haben. Das
hat alles nichts damit zu
tun, dass wir großes Inter-
esse an einer Verbesse-
rung der Beziehungen zu
Teheran haben, für die ich
mich immer – oft gerade
von den Grünen geschol-
ten – mit Nachdruck ein-
gesetzt habe.

F
R

IE
D

R
IC

H
S

O
N

A
F
P
 /

 D
P
A

I M M O B I L I E N

Probleme für Platzeck
Potsdams Oberbürgermeister Matthias

Platzeck, der diese Woche in den
SPD-Parteivorstand aufrücken soll, be-
kommt Ärger mit der Kommunalaufsicht
des Brandenburger Innenministeriums.
Die hegt schwere Bedenken gegen sein
wichtigstes Bauvorhaben – ein neues
Theater für die Landeshauptstadt. Die
Potsdamer Stadtverordnetenversamm-
lung hatte auf Druck des Oberbürger-
meisters beschlossen, die Landesent-
wicklungsgesellschaft (LEG) mit dem
Bau zu beauftragen. Das Theater, so
Platzeck, sei eine „einzigartige Chance“
und ein „Jahrhundert-Projekt“.
Die Kommunalaufsicht moniert, dass
der Auftrag ohne jegliche Ausschrei-
bung an die LEG erging. Falls ein ande-
rer Projektentwickler deshalb vor Ge-
richt ginge, so die Befürchtung des In-
nenministeriums, wäre der bislang nicht
unterzeichnete Vertrag hinfällig. Pots-
dams Verwaltung dagegen sieht sich 
auf der sicheren Seite, weil die Stadt
formal gar nicht Auftraggeber ist. Sie
überlässt der LEG ein Grundstück und
kauft es samt Theater für einen „ver-
tragsgemäßen Pauschalfestpreis von
50,7 Millionen Mark“ zurück.
Die ministeriellen Kontrolleure trauen
dieser Preiskalkulation allerdings nicht.
Sie befürchten wesentlich höhere Kos-
ten für die öffentliche Hand, weil das
Theater auf dem verseuchten Gelände
eines früheren Gaswerks errichtet wer-
den soll. Die finanziellen Risiken des
Vertrags prüft nun der Landesrech-
nungshof.
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